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In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die 
Frühlingssession und andere wichtige politische Entwicklungen
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Der Nationalrat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die Grünen und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (SVP)

1. Vizepräsidentin (Grüne)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsident (Mitte)
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Der Ständerat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die FDP und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

Mitte: 13

FDP: 12

SP: 9

SVP: 7

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Mitte)

1. Vizepräsident (FDP)

Stimmenzählerin (SP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsident (SVP)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der 
Frühlingssession 2021 und werden nachfolgend vertieft behandelt

 Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)

 Bewältigung der Corona-Pandemie

 Marschhalt in der Agrarpolitik

 Reform der AHV (AHV21)

 99-Prozent-Initiative der Juso 

 Staatliche Förderung von Online-Medien

 Stopp der Lohnexzesse bei den Bundes- und bundesnahen Unternehmen

 Legislatur-Zwischenbilanz nach der «Klimawahl 2019»

 Diverse weitere Geschäfte
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Wie geht es weiter mit dem institutionellen Rahmenabkommen 
(InstA)?
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1 Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)
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Auch nach eines möglichen Abbruchs der InstA-Verhandlungen 
wird die EU weiter Druck ausüben, die Schweiz enger anzubinden
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Quelle: www.admin.ch

Schweiz-EU: Institutionelles Rahmenabkommen1

 MRA-Aufdatierung
 Freihandelsabkommen (staatliche Beihilfen)
 Stromabkommen
 Personenfreizügigkeitsabkommen 

(Unionsbürgerrichtlinie, Lohnschutz, 
Anerkennung der Berufsqualifikationen)

 Landverkehrsabkommen (Teilnahme der 
Schweiz an der Eisenbahnagentur der 
Europäischen Union, ERA)

 Luftfahrtabkommen (Kabotage: Durchführung 
von Inlandflügen durch ausländische Airlines)

 Landwirtschaft (Veterinärabkommen, 
Lebensmittelsicherheit, Gentech-Moratorium)

 Produktesicherheit, Öffentliche Gesundheit
 Horizon Europe, Euratom, ITER (Versuchs-

Kernfusionsreaktor), Digital Europe Programm
 Erasmus+
 Creative Europe
 Copernicus

Bisherige bilaterale Abkommen Offene Themen Schweiz-EU 
(unvollständige Auflistung)



TA / 24. März 2021

Weil bereits 1.25 Mio. Impfungen verabreicht wurden, sind die 
Fallzahlen heute weniger aussagekräftig als bei der 1. Welle
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Quelle: SRF Data
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Die Überlastung des Spitalwesens zu vermeiden, war das 
ursprüngliche Argument für den Lockdown
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Quelle: SRF Data
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Die wirtschaftspolitischen Folgen der Massnahmen zur 
Abfederung der Corona-Pandemie sind riesig
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Corona-Ausgaben im Jahr 2020 Corona-Ausgaben im Jahr 2021 
(Budget, Stand Dezember 2020)

Quelle: https://www.efv.admin.ch/efv/de/home/aktuell/brennpunkt/covid19.html
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Bereits in der Frühlingssession 2021 mussten die Härtefallhilfen 
von 2.5 auf ca. 12 Milliarden aufgestockt werden
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Quelle: NZZ, 18.3.21
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Der Nationalrat – wie auch die ständerätliche Wirtschaftskom-
mission – forderten, die Restaurants und Fitnesscenter zu öffnen
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Quelle: www.parlament.ch
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Trotzdem hat der Bundesrat den Lockdown bis in den April hinein 
verlängert – die Grenzen werden aber offen gelassen
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie
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Die im Epidemiengesetz kumulativ aufgeführten Vorgaben für die 
besondere Lage sind nicht mehr gegeben – trotzdem ist der 
Bundesrat nicht bereit, die Gewaltenteilung wiederherzustellen

17

2 Bewältigung der Corona-Pandemie
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Bereits vor einem Jahr hat die SVP die richtigen Forderungen 
gestellt: Schutz der Gefährdeten, aber Öffnung des Gewerbes

1) Die zu Tage getretenen Mängel in der 
Krisenvorsorge sind sofort zu beheben und der 
Beschaffung von Schutzmaterial ist höchste 
Priorität einzuräumen;

2) Der Schutz der besonders gefährdeten älteren 
Personen und Menschen mit Vorerkrankungen ist 
sicherzustellen durch Abstandhalten, Maskentragen 
Hygienemassnahmen und verstärktem Grenzschutz;

3) Zur Wiederherstellung einer funktionierenden 
Wirtschaft und Gesellschaft sind für alle anderen 
Gruppen, das heisst für das Gros der Bevölkerung, 
unter Einhaltung der Distanz- und 
Hygienemassnahmen, die Home-Office Pflicht 
aufzuheben, die Restaurants unter Einhaltung der 
wirksamen Schutzmassnahmen zu öffnen, das 
Versammlungsverbot zu lockern und die 
verfassungsmässigen Ordnung 
wiederherzustellen.
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2 Bewältigung der Corona-Pandemie

Forderungen der SVP-Bundeshaus-fraktion 
vom 31. März 2020

1) Die Gastrounternehmen wie auch die 
Betriebe in den Bereichen Kultur, 
Unterhaltung, Freizeit und Sport sind 
gemäss dem Beschluss des Nationalrats 
vom 3. März ab nächstem Montag zu 
öffnen.

2) Die besondere Lage nach 
Epidemiengesetz Art. 6 ist unverzüglich 
aufzuheben und damit die Gewaltenteilung
nach mehr als 12 Monaten 
Machtkonzentration beim Bundesrat 
wiederherzustellen;

3) Die mangelhafte Impfstoffbeschaffung ist 
umgehend zu korrigieren und 
sicherzustellen, dass sich jene Personen, 
die sich impfen lassen wollen, sich – so wie 
in Grossbritannien, in den USA oder in Israel 
– auch impfen lassen können.

Forderungen der SVP-Bundeshaus-
fraktion vom 19. März 2021

Quelle: https://www.svp.ch/news/artikel/medienmitteilungen/die-svp-fordert-eine-klare-wirtschafts-und-gesundheitspolitische-strategie-fuer-die-zeit-nach-dem-19-april/; 
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=52530#votum7
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Die sistierte AP22+ hätte sinkende Einkommen, mehr admini-
strativen Aufwand und einen Verlust von Kulturland bedeutet

 Mit Unterstützung der SVP beschloss nach dem 
Ständerat auch der Nationalrat die Sistierung der 
Agrarpolitik 2022+. Die Ratsmehrheit verlangte, 
dass der Bundesrat einen Bericht erstattet über die 
Selbstversorgung, die Reduktion des 
administrativen Aufwandes für die Betriebe und die 
Rahmenbedingungen für möglichst viel 
unternehmerische Freiheit. Mit diesem Vorgehen 
wird das Parlament die Beratungen zur künftigen 
Agrarpolitik voraussichtlich erst wieder im Sommer 
2023 aufnehmen. 

 Die SVP begrüsst den beschlossenen sofortigen 
Marschhalt. Die Agrarpolitik 2022+ hätte für die 
Bauernfamilien sinkende Einkommen, mehr 
administrativen Aufwand und einen Verlust von 
Kulturland bedeutet. Die einheimische 
produzierende Landwirtschaft wäre zusätzlich unter 
Druck geraten. 
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Marschhalt in der Agrarpolitik3

Quelle: www.sbv-usp.ch
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Der Ständerat bringt bürgerlichen AHV-Kompromiss auf Kurs

 Der Ständerat unternahm am 15. März 
2021 einen ersten Schritt zur 
Stabilisierung der AHV. Nur die Linken 
stimmten dagegen. Der Ständerat glich 
das Rentenalter der Frauen jenem der 
Männer auf 65 Jahre an und der 
Mehrwertsteuer-Normalsatz soll um 0.3 
Prozentpunkte auf 8.0 Prozent erhöht 
werden. Das höhere Frauenrentenalter 
entlastet die AHV im Jahr 2031 um 1,4 
Milliarden Franken. Frauen, die 
zwischen 1959 und 1967 geboren 
wurden und nach dem Inkrafttreten der 
neuen Bestimmungen in Pension 
gehen, sollen zum Ausgleich einen 
Rentenzuschlag erhalten. 

 Damit ist der der AHV-Kompromiss der 
bürgerlichen Parteien auf Kurs. Als 
Nächstes wird sich der Nationalrat mit 
der Vorlage befassen. Es gilt nun, die 
gute Vorarbeit des Ständerats zu 
nutzen und die AHV zu stabilisieren.
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Reform der AHV (AHV21)4

Quelle: www.admin.ch

Quelle: www.parlament.ch
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Die extreme Juso-Steuerinitiative findet im Parlament keine 
Mehrheit

 Das Parlament lehnt die 99-Prozent-Initiative der Juso klar ab. 
 Die Juso-Steuerinitiative verlangt eine Anpassung der Besteuerung hoher Einkommen, 

indem Kapitaleinkommen höher besteuert werden. Die SVP bekämpfte die Juso-
Steuerinitiative, die nicht mehr, sondern weniger Steuereinnahmen bringen würde. Die 
finanzstarken Steuerzahler, die von den Linken ins Visier genommen werden, 
könnten relativ einfach ins Ausland ausweichen, so 
dass der Schweizer 
Mittelstand die Zeche 
bezahlen müsste.

21

99-Prozent-Initiative der Juso 5
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Mit staatlichen Zuschüssen für Online-Medien schwindet die
unabhängige, kritische Berichterstattung gegenüber dem Staat

 Der Nationalrat stockte die Unterstützungsbeiträge für die 
Medien deutlich auf. Die Mitte-Links-Parteien entschieden, 
dass neu auch Online-Medien mit jährlich 30 Millionen 
Franken gefördert werden sollen. Insgesamt fliessen dadurch 
direkt und indirekt 120 Millionen Franken zusätzlich in die 
Medienförderung. In einer Zeit, in der der Finanzhaushalt von 
Bund und der Kantone auf das Äusserste angespannt ist, wird 
mit dem Ausbau der Medienförderung ein völlig falsches 
Signal gesetzt. 

 Das neue Gesetz braucht es nicht, da es im Onlinebereich 
kein Marktversagen, sondern eine unerreichte Vielfalt an 
Angeboten gibt. Die Mitte-Links-Parteien konnten sich jedoch 
mit dem fadenscheinigen Argument durchsetzen, dass auch 
Onlinemedien zunehmend für die Demokratie relevant würden. 
Ausserdem wurde die Medienförderung als Kampf gegen die 
Medienkonzentration bezeichnet. Das Resultat der Linken 
Politik ist ein wachsender staatlicher Einfluss in den Medien: 
Von staatlich finanzierten Medien ist keine unabhängige, 
kritische Berichterstattung gegenüber dem Staat zu erwarten. 

22

Staatliche Förderung von Online-Medien6
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Das Parlament will den Lohnexzessen bei den Bundes- und 
bundesnahen Unternehmen nicht länger zuschauen

 Die Entschädigungen der obersten Kader und 
Verwaltungsräte von bundesnahen Unternehmen sind 
derart massiv gestiegen, dass diese Löhne in keinem 
Verhältnis mehr zu den Aufgaben und den erbrachten 
Leistungen stehen. Daher unterstützte die SVP einen 
Stopp dieser Lohnexzesse und eine Obergrenze für Löhne 
in der Höhe einer Million Franken pro Jahr. Zudem sollen 
Abgangsentschädigungen für höhere Kader verboten 
werden. 

 Diese Unternehmen verfügen oftmals über eine implizite 
Staatsgarantie, so dass sie nicht denselben 
wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt sind wie die private 
Konkurrenz. Es wäre darum falsch, dem obersten Kader 
Millionenentschädigungen auszurichten. Die SVP 
begrüsst, dass der Nationalrat mit 139 zu 44 Stimmen bei 
4 Enthaltungen dem Lohnexzessen bei bundes- und 
bundesnahen Unternehmen einen Riegel geschoben hat.

23

Stopp der Lohnexzesse bei den Bundes- und bundesnahen Unternehmen7
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Die grüngestrichene Mitte-Links-Mehrheit treibt die Schweiz in 
den politischen und finanziellen Ruin
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8 Legislatur-Zwischenbilanz nach der «Klimawahl 2019»

 Nach dem ersten Drittel der Legislaturperiode 2019-2023 fällt die Bilanz 
verheerend aus: Der grüne Grössenwahn und die verantwortungslose 
Corona-Politik des Bundesrats sind Gift für unser Land. Sie vernichten 
Steuergeld in unvorstellbarem Ausmass, zerstören die Volkswirtschaft und 
beschneiden die Rechte der Bürgerinnen und Bürger. Die SVP kontert mit 
einem 10-Punkte-Plan für eine freie und prosperierende Schweiz.

 Was macht die grüngestrichene Mitte-Links-Mehrheit in dieser 
Jahrhundertkrise? Auch in der Not denken diese nur an sich. So fordert SP-
Nationalrätin Franziska Roth einen «Bezahlten Urlaub für Arbeitnehmende 
mit einem offiziellen politischen Amt». Derweil ist die grösste Sorge von SP-
Nationalrätin Tamara Funiciello, dass nun subito ein «Gender Budgeting» 
umgesetzt würde. Gleichzeitig kommen mit dem CO2-Gesetz, über welches 
das Volk im Juni abstimmen wird Milliardenkosten auf die Schweizer 
Bevölkerung zu und der politisch verbindliche UNO-Migrationspakt soll 
ermöglichen, dass Migranten, ungeachtet ihrer Qualifikationen, der 
Zugang zum Wunschland deutlich erleichtert wird.

 Als Antwort auf eine solch verantwortungslose Politik stellt die SVP 
heute ihren 10-Punkte-Plan für eine freie und prosperierende Schweiz 
vor, der sich an den SVP-Legislaturzielen 2019-2023 orientiert.

Quelle: https://www.svp.ch/news/artikel/medienmitteilungen/die-gruengestrichene-mitte-links-mehrheit-treibt-die-schweiz-in-den-politischen-und-finanziellen-ruin/
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/11):
Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Finanzpolitik
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 Neben Massnahmen zur Effizienzsteigerung im Hoch- und Tiefbau, in der Informatik und 
bei den Publikationen, mit denen Einsparungen von rund 50 Millionen Franken pro Jahr 
erzielt werden, umfasste das Paket 36 weitere konkrete Vorhaben oder Prüfaufträge. Die 
SVP begrüsst die Verbesserung der Prozesse und Abläufe, hätte sich jedoch 
weitergehende Entlastungsmassnahmen und Anpassungen gewünscht.

Parlament will 
Bundeshaushalt 

entlasten (20.067)

Diverse weitere Geschäfte9

 Die SVP hatte den Absenkpfad für Pestizide zu Beginn unterstützt. Im Zuge der 
parlamentarischen Debatte wurde vom Prinzip einer allgemeinen Risikoverminderung, die 
von Pestiziden ausgehen, abgesehen und die Landwirtschaft einseitig dazu verpflichtet, 
Nährstoffverluste zu ihren Lasten abzubauen. Die SVP war die einzige Partei, die in der 
Schlussabstimmung gegen die Gesetzesanpassung votierte. 

Landwirtschaft 
muss weiterhin 
als Sündenbock 

hinhalten (19.475)

 Der Bundesrat beantragte mit der Revision des Geldwäschereigesetzes, die 
Empfehlungen des Länderberichts der Financial Action Task Force umzusetzen und 
strengere Regeln für Anwälte und Treuhänder einzuführen. Nachdem der Nationalrat den 
Entwurf am 15. Dezember 2020 an die vorberatende Kommission zurückgewiesen hatte, 
stimmte die grosse Kammer mit 123 zu 67 Stimmen einer Minimallösung zu, der zufolge 
Anwälte und Treuhänder nicht unter die Sorgfaltspflicht des Geldwäschereigesetzes 
fallen. Ebenso wurde der Schwellenwert für Barbezahlungen im Edelmetall- und 
Edelsteinhandel nicht gesenkt. Obwohl die SVP eine Verschärfung des 
Geldwäschereigesetzes generell abgelehnt hatte, erschien der erzielte Kompromiss im 
Interesse des Schweizer Finanzplatzes annehmbar.

Verschärfung des 
Geldwäschereige
setzes abgewehrt

(19.044)
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/11):
Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Finanzpolitik
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 Der Ständerat lehnte es ab, dass die Anforderungen an die Allgemeinverbindlicherklärung 
von Gesamtarbeitsverträgen gesenkt werden. Mit 26 zu 12 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
gab die kleine Kammer keine Folge. Damit sind die beiden Vorstösse vom Tisch. Die SVP 
begrüsst, dass die Anforderungen an die Beteiligung der Sozialpartner nicht gesenkt 
wurden. Die Schweiz profitiert in der Krise vom flexiblen Arbeitsmarkt. Die Politik sollte 
weiterhin Sorge dazu tragen. 

Ja zum flexiblen 
Arbeitsmarkt 

(17.406, 17.407)

Diverse weitere Geschäfte9

 Eigentlich sollten die Wettbewerbsbehörden dafür sorgen, dass marktbeherrschende 
Unternehmen ihre Marktmacht nicht missbrauchen. Das Kartellrecht sollte somit den 
Wettbewerb schützen. Mit dem Gegenvorschlag zur Fair-Preis-Initiative erhalten die 
Wettbewerbsbehörden nun aber eine ganz neue Aufgabe: In vielen Situationen, in denen 
zwei Firmen miteinander im Wettbewerb stehen, sollen neu die Wettbewerbsbehörden 
beurteilen, ob ein Abhängigkeitsverhältnis besteht und wie gross dieses ist. Dieser 
massive Eingriff in die freie Preisgestaltung und damit in einen Grundpfeiler der 
Wirtschaftsfreiheit ist ein Dammbruch. Auch das neue Geoblocking-Verbot stellt einen 
weiteren Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit dar. Es wäre keine Überraschung, wenn in ein 
paar Jahren eine Einschränkung der Macht der Wettbewerbskommission (WEKO) 
gefordert würde…

Stop der 
Hochpreisinsel –
für faire Preise 

(19.037)

 Gegen den Willen der SVP beschloss der Nationalrat, dass sich das Parlament künftig mit 
der Erfolgsrechnung und nicht mehr mit der Finanzierungsrechnung beschäftigen wird. 
Vergeblich mahnte Nationalrat Pirmin Schwander, dass die Anpassungen nicht 
verfassungskonform seien, weil die Schuldbremse nicht mehr mit der Finanzierungs-
rechnung verfolgt, sondern neu aus der Erfolgsrechnung abgeleitet werde. 

Aufweichung der 
Schuldenbremse 

droht (19.071)
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/11):
Migrationspolitik

27

 Der islamistische Terror ist für die Schweiz eine reale Bedrohung. Zum einen kamen viele 
der Terroristen, die im Ausland Anschläge verübt hatten, als Asylbewerber nach Europa 
und hatten Beziehungen zu radikalen Kreisen in der Schweiz. Zum andern verübten 
Islamisten letztes Jahr in Morges und Lugano Attentate. Die SVP erkannte diese Gefahr 
und forderte darum mit zwei gleichlautenden Motionen, Flüchtlingsgruppen kein Asyl zu 
gewähren, wenn sich darunter Personen befinden, deren Identität nicht nachweislich 
geklärt ist. Weiter ist von einer Aufnahme abzusehen, wenn die Personen aus einem 
Gebiet mit starker Präsenz von terroristischen, gewalttätigen, extremistischen 
Gruppierungen oder radikalen Strömungen kommen. In beiden Räten stimmten FDP, Mitte 
und Linke gegen die gleichlautenden Motionen. 

Kein Stoppen  
des «Terroris-
mus-imports» 

(20.4346, 20.4368)

Diverse weitere Geschäfte9

 Die beiden gleichlautenden Motion forderten, dass Migranten und Asylbewerber mit 
ungeklärter Identität oder aus Risikogebieten, die in der Schweiz ein Gesuch stellen, bis 
zur vollständigen Abklärung ihres Gefährdungspotentials in geschlossenen Zentren 
unterzubringen oder mit geeigneten Mitteln permanent zu überwachen sind. Die Mitte-
Links-Parteien lehnten beide Motionen ab und verhinderten damit einmal mehr Lösungen, 
die den Menschen in der Schweiz mehr Sicherheit bringen würden. Dieselben Kreise 
verantworten mit ihrer Politik der falschen Toleranz, dass immer mehr Migranten mit 
unklarer Identität und mit ihnen Flüchtlings-Terroristen in die Schweiz kommen. Die SVP 
fordert den Bundesrat entschieden auf, die Schweizer Bevölkerung vor Migranten mit 
ungeklärter Identität oder aus Risikogebieten zu schützen.

Geschlossene 
Unterbringung / 
Überwachung 

von Migranten & 
Asylbewerbern 
mit ungeklärter 
Identität / aus 

Risikogebieten 
(20.4347, 20.4367)



TA / 24. März 2021

Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/11):
Migrationspolitik

28

Diverse weitere Geschäfte9

 Die Motion verlangte vom Bundesrat, dass Asylsuchende, die mit einem Lehr- oder Ausbil-
dungsvertrag ausgestattet und im schweizerischen Arbeitsmarkt integriert sind, ihre 
Berufsausbildung in jedem Fall abschliessen können, selbst wenn ein negativer 
Asylentscheid vorliegt. Nachdem die Mitte-Links-Mehrheit im Nationalrat in der 
Wintersession 2020 gegen die Stimmen der SVP-Fraktion zugestimmt hatte, lehnte der 
Ständerat die Motion in der Frühjahrssession 2021 ab. Die Motion hätte nur zu einer 
Verschleppung der Asylverfahren geführt. Kantone haben bereits heute die Möglichkeit, 
einen Ausreiseentscheid zu sistieren, bis die Betroffenen die Lehre abgeschlossen haben. 

Rückschaffung 
abgewiesener 

Asylanten nicht 
unnötig 

behindern 
(20.3925)

 Aktuell haben Schutzbedürftige Anspruch auf eine sofortige Zusammenführung mit ihren 
Familienangehörigen. SVP und FDP wollten diese stossende Ungleichbehandlung 
beseitigen. Die Mitte-Links-Mehrheit des Nationalrats wollte aber nicht, dass 
Schutzbedürftige ihre Familien erst nach drei Jahren in die Schweiz holen dürfen (analog 
der vorläufig Aufgenommenen). Die Gewährung von Schutz ist auf die der Gefährdung 
ausgelegt. Es ist deshalb absurd, Schutzbedürftigen den Familiennachzug zu gewähren, 
wenn sie in absehbarer Zeit das Land wieder verlassen müssen.

Stossende
Ungleichbehandl

ung im 
Ausländerrecht 

wird nicht 
beseitigt (16.403)
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 Der Ständerat beschloss mit 25 zu 16 Stimmen bei 3 Enthaltungen, dass der Bundesrat 
die nötigen Massnahmen ergreifen muss, um die Rückführungen von Migranten auf dem 
Seeweg zu ermöglichen. Die Landesregierung muss zu diesem Zweck mit Algerien 
verhandeln, um die Bewilligung eines Transitlandes zu erhalten und einen sogenannten 
Immigration Liaison Officer in Algier zu entsenden. Die Überweisung der Motion ist ein 
erster Schritt in die richtige Richtung. Der Druck auf Algerien muss erhöht werden, damit 
die Scheinflüchtlinge endlich zurückgenommen werden.

Einfachere 
Rückführung 
nach Algerien 

(20.4477)

Diverse weitere Geschäfte9

 Mit 37 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung lehnte es der Ständerat ab, dass Unterstützer 
von verbotenen Organisationen vorübergehend in Haft genommen werden dürfen, bis das 
Verfahren stattfindet. Der Nationalrat hatte der Vorlage noch zugestimmt. Aber im 
Ständerat wurde die SVP mit ihrem Einsatz für mehr Sicherheit in der Schweiz allein 
gelassen. Die anderen Parteien gewichteten die Interessen der dschihadistischen 
Gefährder, die unserer Kultur und unserer Lebensweise den Krieg erklärt haben, höher als 
die Gefahr, die von diesen Terroristen ausgeht. Diese falsch verstandene Toleranz ist fehl 
am Platz und gefährdet unbescholtene Bürger. 

Ständerat schützt 
lieber 

Dschihadisten 
als 

unbescholtene 
Bürger (19.3034)
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 Der Nationalrat hatte noch in der Herbstsession 2020 den indirekten Gegenvorschlag zur 
Transparenzinitiative klar abgelehnt. Damals war das Geschäft gescheitert, weil es den 
Linken zu wenig, den Bürgerlichen zu weit ging. Im Frühling 2021 sieht alles anders aus. 
Die Links-grünen und die FDP stimmten dem Entwurf mit 113 zu 78 Stimmen bei 3 
Enthaltungen zu. 

 Sie senkten gleich noch den Schwellenwert der Offenlegungspflicht von 25'000 auf 15'000 
Franken. Ergänzend wurde beschlossen, dass nicht nur Kampagnenausgaben offengelegt 
werden müssen, sondern auch Beiträge, die Parteien von ihren Mandatsträgern erhalten. 
Mit der Vorlage wird das Milizsystem zu Grabe getragen. Der Bevölkerung wird zudem 
Sand in die Augen gestreut, da die Vorlage willkürliche Vorgaben macht. Die SVP 
widersetzte sich erfolglos gegen dieses Bürokratieungeheuer. 

Mehr 
Transparenz bei 

der Politik-
finanzierung 

(19.400 )

Diverse weitere Geschäfte9

 Die Standesinitiative des Kantons Genf forderte den Bund auf, das Ausländergesetz 
dahingehend zu ändern, dass die Administrativhaft für Minderjährige in der Schweiz 
verboten ist. Der Ständerat gab am 10. März 2021 ein zweites Mal keine Folge, so dass 
die Standesinitiative erledigt ist. Eine Annahme hätte dem Missbrauch Tür und Tor 
geöffnet. Gerade junge Männer aus Afrika geben bei der Einreise oftmals an, dass sie 
minderjährig sind. Die SVP hat ich konsequent dagegen eingesetzt und ist darum erfreut, 
dass die Mehrheit des Ständerats nicht auf den täuschenden Titel der Initiative 
reingefallen ist.

Fake-
Minderjährige 

dürfen weiterhin 
festgehalten 

werden (18.321)
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 Die grosse Kammer hat die Justiz-Initiative mit 102 zu 79 Stimmen und 3 Enthaltungen 
abgelehnt. Bundesrichter werden auch in Zukunft nicht nach dem Losverfahren, sondern 
von der Bundesversammlung gewählt, wobei das oberste Richtergremium der Schweiz 
weiterhin ein Spiegel der Gesellschaft und politischen Mehrheiten bleibt. In einer 
Demokratie muss es Aufgabe des Volks und der Volksvertreter sein, die Mitglieder der 
Judikative zu wählen. Die Justiz-Initiative gaukelt zudem Unabhängigkeit von politischen 
Überlegungen vor, obwohl auch die Vorauswahl der Kandidaten nach bestimmten 
Kriterien erfolgen würde.

Justiz-Initiative 
zur Ablehnung 

empfohlen 
(20.061)

Diverse weitere Geschäfte9

 Die Motion hätte den Schwellenwert für eine Meldepflicht von Bargeldtransaktionen auf 
25'000 Franken belassen und nicht wie durch internationale Standards gefordert, auf 
15'000 Franken gesenkt. Der Ständerat lehnte die Motion der WAK-NR einstimmig ab. 
Damit dürfte der Druck auf Bargeldbenutzer und deren Privatsphäre weiterhin 
zunehmen. 

Meldung von 
Bargeld-

transaktionen 
(18.4094)

 Die Revision der Strafprozessordnung (StPO) ist zwar dringend nötig, da die heutige 
StPO den Täterschutz zu stark gewichtet, die Aufklärung von Straftaten erschwert und der 
administrative Aufwand für die Polizei stark gestiegen ist. Polizisten verbringen immer 
mehr Zeit am Schreibtisch, statt auf der Strasse für Ordnung und Sicherheit zu sorgen. 
Gegen den Willen der SVP soll am ausgebauten Täterschutz festgehalten werden. Die 
SVP konnte jedoch erfolgreich verhindern, dass die Tarife für die amtliche Verteidigung zu 
lasten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nach oben angepasst werden.

Wenig 
Verbesserungen 
beim Täterschutz

bei der stopp-
Revision (19.048)
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 Das Parlament verabschiedete den indirekten Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative, 
nachdem die Vertragspflicht für Pflegende, die selbstständig abrechnen wollen, gestrichen 
worden waren. Stattdessen müssen die Verbände der Pflegenden und der Versicherer 
gesamtschweizerisch geltende Verträge abschliessen. Mit diesem Instrument soll die 
mengenmässige Entwicklung der Pflegeleistungen, die ohne ärztliche Anordnung erbracht 
werden, überwacht werden. Ausserdem fördert der Bund die Ausbildungsoffensive in der 
Pflege mit 469 Millionen Franken. Ob die erwünschte Wirkung eintrifft und der 
Pflegemangel behoben werden kann, wird sich zeigen. Es ist allerdings zu befürchten, 
dass signifikante Mehrkosten entstehen.

Parlament 
verabschiedet 

Gegenvorschlag 
zur 

Pflegeinitiative 
(19.401)

Diverse weitere Geschäfte9

 Das Parlament stimmte für eine Liberalisierung des Anbaus, der Herstellung, der 
Verarbeitung und des Handels von medizinisch genutztem Cannabis. Der Ständerat folgte 
dabei dem Nationalrat, der in der Wintersession 2020 beschlossen hatte, dass 
Medizinalcannabis direkt auf Rezept verschrieben werden darf. Die SVP-Fraktion hatte 
damals mit 33 Nein-Stimmen überwiegend dagegen gestimmt. Tatsächlich besteht ein 
Widerspruch zum gesundheitlichen Präventionseifer der linksgrünen Parteien bei weitaus 
weniger schädlichen Tabakprodukten. 

Parlament 
vereinfacht 
Zugang zu 
Medizinal-

cannabis (20.060)

 Der Nationalrat beschloss, die Tabakwerbeverbotsinitiative mit 96 zu 84 Stimmen mit 7 
Enthaltungen zur Ablehnung zu empfehlen. Mit der Annahme der Initiative würde 
Zigarettenwerbung auf Plakaten im öffentlichen Raum ebenso verboten wie Kinowerbung, 
Inserate, Festivalsponsoring und Onlinewerbung für Tabak. Die SVP setzte sich vehement 
gegen diese unverhältnismässige Einschränkung der Wirtschaftsfreiheit ein.

Nein zu 
generellem 

Tabakwerbe-
verbot (20.068)
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 Die Forschungsverbotsinitiative („Ja zum Tier- und Menschenversuchsverbot - Ja zu 
Forschungswegen mit Impulsen für Sicherheit und Fortschritt“) forderte ein 
bedingungsloses Verbot von Tierversuchen und Forschung am Menschen in der Schweiz. 
Ausserdem sollte der Handel mit Produkten, die unter Anwendung von Tierversuchen 
entwickelt wurden, verboten werden. 

 Die Folgen für den Forschungsstandort Schweiz wären verheerend. Die Corona-
Pandemie zeigt, wie wichtig die Forschung bei der Bekämpfung von Krankheiten ist. Es 
wäre fahrlässig, wenn die Schweiz einen Alleingang machen und für die hier ansässigen 
Unternehmen schädliche Hindernisse aufstellen würde. Die SVP-Fraktion beschloss 
darum einstimmig, die Forschungsverbotsinitiative zur Ablehnung zu empfehlen. Die 
linksgrünen Parteien im Nationalrat drangen mit zwei Anträgen für Gegenvorschläge nicht 
durch. Der indirekte Gegenvorschlag von SP, Grüne und GLP scheiterte mit 110 zu 81 
Stimmen. Auf einen direkten Gegenvorschlag trat der Nationalrat mit 139 zu 44 Stimmen 
bei 11 Enthaltungen nicht ein. 

Forschungs-
verbotsinitiative 

hat im Nationalrat 
keine Chance 

(19.083)

Diverse weitere Geschäfte9
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 Das neue Bundesgesetz sollte Minderjährige vor Darstellung von Gewalt, Sexualität und 
bedrohlichen Szenen in Filmen und Videospielen schützen. Zu Alterskennzeichnungen 
und -kontrollen verpflichtet wären Kinos, Detailhändler, Online-Versandhändler und 
Abrufdienste. Auch Anbieter von Plattformdiensten für Videos und Videospiele sollten für 
gewisse Inhalte zu Alterskontrollen verpflichtet werden. Die SVP stimmte für 
Nichteintreten und lehnte das Gesetz in der Gesamtabstimmung ab. Da sich die 
Vorschriften nur im Inland durchsetzen lassen, sind sie heutzutage, wo die 
entsprechenden Medien im Internet abgerufen oder bestellt werden können, völlig 
untauglich. Ausserdem würden die Schweizer Händler gegenüber der ausländischen 
Konkurrenz benachteiligt.

SVP gegen völlig 
untauglichen 
Jugendschutz 

(20.069)

Diverse weitere Geschäfte9

 Ständerat Werner Salzmann forderte mit seiner Motion eine vollständige, zeitnahe 
Sanierung des Lötschberg-Scheiteltunnels. Um den Bund nicht mehr zu belasten, sollten 
die Mehrkosten durch die BLS innerhalb des ordentlichen Bundesbeitrages kompensiert 
werden. Der Ständerat entschied oppositionslos, die Motion der zuständigen Kommission 
zur Vorberatung zuzuweisen. Die SVP unterstützt das Anliegen der Motion, da eine gute 
Verkehrsverbindung die Lebensader der Wirtschaft ist.

Sanierung des 
Lötschberg-

tunnels (20.4423)
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Umweltpolitik

35

 Mit den gleichlautenden Motionen forderten die Kommissionen für Umwelt, Raumplanung 
und Energie, dass der Bundesrat auf Verordnungsstufe die Voraussetzungen für eine 
geregelte Koexistenz zwischen Menschen, Grossraubtieren und Nutztieren schafft. Beide 
Räte unterstützen dieses Anliegen, gegen den Widerstand der GLP und der Grünen. 
Diese Parteien nehmen damit billigend in Kauf, dass noch mehr Nutztiere gerissen 
werden.

Verständnis für 
Menschen in den 

Bergregionen 
(21.3002, 20.4340)

Diverse weitere Geschäfte9

 Der Ständerat hatte der Motion bereits in der Herbstsession 2020 zugestimmt. Der 
Nationalrat zog in der Frühjahrssession 2021 gegen die Stimmen der SVP sowie einer 
Minderheit der FDP-Fraktion nach und beschloss, dass für Fahrzeuge von Klein- und 
Nischenherstellern dieselben CO2-Zielvorgaben gelten wie für die übrigen 
Fahrzeugmarken. Die betroffenen Klein- und Nischenmarken werden es sich zweimal 
überlegen, ob sie ihre Wagen in der Schweiz einführen werden, wenn sie die strengeren 
Emissionsgrenzwerte einhalten müssen.

Nationalrat gegen 
vereinfachte 
Emissions-

grenzwerte für 
Nischenmarken 

(20.3210 )
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Falls es die Corona-Fallzahlen zulassen, würde ich mich über 
einen Besuch von Ihnen im Bundeshaus sehr freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Sondersession: 3. – 5. Mai 2021
 Sommersession: 31. Mai – 18. Juni 2021
 Herbstsession: 13. September – 1. Oktober 2021
 Wintersession: 29. November – 17. Dezember 2021

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle
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Missratenes CO2-Gesetz Nein!
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Missratenes CO2-Gesetz Nein!
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Missratenes CO2-Gesetz Nein!
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Abstimmungsempfehlung für die eidgenössische 
Volksabstimmung vom 13. Juni 2021

42

 Volksinitiative «Für sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung –
Keine Subventionen für den Pestizid- und den prophylaktischen 
Antibiotika-Einsatz» 

 Volksinitiative «Für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»

 Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für 
Verordnungen des Bundesrates zur Bewältigung der Covid-19-
Epidemie (Covid-19-Gesetz)

 Bundesgesetz über die Verminderung von 
Treibhausgasemissionen (CO2-Gesetz)

 Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung 
von Terrorismus (PMT)

NEIN

JA

NEIN

NEIN

Offen
(DV vom 27. März)
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?
Haben Sie Fragen?


